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(Trier), Richarts, Bremm, Dr. Gölter, Hauser (Bad Godes- 
berg), Susset, Pieroth, Dr. Klepsch und Genossen 
— Drucksache VI/447 — 


Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 


1. Weshalb hat die Bundesregierung entgegen früheren Erklärun- 
gen des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten einer Entschließung zugestimmt, die in entscheidenden 
Punkten von den Bestimmungen des neuen deutschen Wein- 
gesetzes, das vom Bundestag einstimmig angenommen wurde, 
abweidit? 


Eine Gemeinsame Marktorganisation für Wein, deren Schaffung 
der Ministerrat bereits 1962 beschlossen hat, kann auf Dauer 
nur funktionieren, wenn gewisse weinrechtliche Bestimmungen 
harmonisiert werden. Bisher konnte noch kein Mitgliedstaat 
auf irgendeinem Sachgebiet erreichen, daß seine nationalen 
Vorschriften vollständig in das Gemeinschaftsrecht übernom- 
men wurden. Es war allen Abgeordneten des Deutschen Bun- 
destages sowie allen beteiligten Länderministerien und Wirt- 
schaftsverbänden bekannt, daß das verabschiedete neue deut- 
sche Weingesetz der deutschen Delegation zwar eine starke 
Stütze bei ihren Verhandlungen im Ministerrat in Brüssel sein 
würde, daß es aber niemals gelingen würde, seine Bestimmun- 
gen vollständig für alle anderen Mitgliedstaaten verbindlich 
zu machen. Eine Einigung war daher nur im Komp romiß wege 
möglich. Dabei ist es der Bundesregierung gelungen, bei den 
Fragen, die in der Entschließung geregelt sind, eine Abweichung 
von entscheidenden Bestimmungen des neuen deutschen Wein- 
gesetzes weitestgehend zu verhindern. 
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Vor der Ratssitzung, in der die Entschließung verabschiedet 
worden ist, habe ich, zusammen mit Frau Minister Strobel, am 
28. Januar 1970 die interessierten Abgeordneten des Ernäh- 
rungs- und Gesundheitsausschusses über den Stand der Ver- 
handlungen unterrichtet. Die in dieser Sitzung von den Herren 
Abgeordneten geäußerten Wünsche — Einbeziehung von ganz 
Franken und Teilen von Süd-Baden in Zone A sowie höhere 
Anreicherungswerte für Rotweine von bestimmten Rebsorten 
und Rebflächen während einer geräumigen Übergangszeit — 
konnten durchgesetzt werden. Grundsätzliche Einwendungen 
gegen die Entschließung sind von den Herren Abgeordneten 
nicht erhoben worden. 

Die in der Ratsentschließung enthaltenen Bestimmungen über 
die Definition des Tafelweins, die Grenzwerte und die Verfah- 
ren für die Anreicherung sowie die Mindestwerte für den natür- 
lichen Alkoholgehalt tragen den unterschiedlichen Verhältnis- 
sen in den verschiedenen Anbauzonen der Gemeinschaft Rech- 
nung. Die für die deutschen Weinbaugebiete vorgesehenen 
Werte und Verfahren sind fachlich annehmbar. Probleme könn- 
ten allenfalls in außerordentlich ungünstigen Jahren entstehen. 
Für derartige Ausnahmejahre, wie sie nur in größeren Zeitab- 
ständen Vorkommen, bemüht sich die Bundesregierung um eine 
sogenannte Katastrophenklauscl, die es dem Rat ermöglicht, 
auf Vorschlag der Kommission hinsichtlich der weinrechtlichen 
Vorschriften die erforderlichen Ausnahmen zu beschließen. 
Ferner habe ich mich dafür eingesetzt, daß Weine und Aus- 
gangsstoffe, die unter den in der Ratsentschließung festgelegten 
Mindestwerten liegen, neben den im Verordnungsvorschlag 
der Kommission vorgesehenen Verwendungsmöglichkeiten auf 
jeden Fall auch zur Herstellung von Schaumwein verwendet 
werden können, aber auch dann, wenn ihre allgemeine Ver- 
kehrsfähigkeit nicht durchsetzbar sein sollte. 

In diesem Zusammenhang darf ich eine Äußerung des luxem- 
burgischen Landwirtschaftsministers anführen, der kein Ver- 
ständnis dafür hat, daß in der Bundesrepublik Deutschland ein 
natürlicher Mindestalkoholgehalt von 5® als unannehmbar be- 
trachtet wird. In Luxemburg habe man seit Jahren auf einen 
Rebsortenbestand hingewirkt, der die Einhaltung dieser Min- 
destgrenze ermögliche. 

Der in der Entschließung ferner festgelegte Mindestwert für 
den vorhandenen Alkoholgehalt von 8,5^ = 67 g/1 gilt nur für 
Tafelwein, nicht für Qualitätswein. In Normaljahren liegt der 
Alkoholgehalt deutscher Tafelweine auch bei Berücksichtigung 
eines angemessenen Restzuckergehalts erheblich über diesem 
Wert. Dies wird auch in Zukunft so sein, da es der Bundesregie- 
rung gelungen ist, Verbesserungsspannen durchzusetzen, die in 
der Zone A nur unwesentlich vom neuen deutschen Weingesetz 
abweichen (28 g/1 anstelle von 30 g/1). In ungünstigen Jahren 
erhöht sich der Wert auf 36 g/1). Für Rotwein von bestimmten 
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Rebsorten und Rebflächen ist ferner bis 1980 eine Anreicherung 
in Normaljahren um 32 g/1 und in Ausnahmejahren um 40 g/1 
erreicht worden. In Zone B fallen nur solche Gebietsteile, in 
denen die natürlichen Verhältnisse wesentlich günstiger sind 
als in Zone A, so daß die festgelegten Werte ausreichen dürften. 


2. Welche Parcigraphen des neuen deutschen Weingesetzes müßten 
in welcher Weise geändert bzw. ergänzt werden, wenn die Be- 
stimmungen der Entschließung des Rates in eine Verordnung 
der EWG übernommen würden? 


Wenn die weinrechtlichen Bestimmungen der Ratsentschließung 
in eine Verordnug übernommen würden, gelten sie nach Artikel 
189 des EWG-Vertrages unmittelbar in allen Mitgliedstaaten. 
Eine Änderung des neuen deutschen Weingesetzes wäre in die- 
sem Fall aus rechtlichen Gründen nicht unbedingt erforderlich. 
Ich verweise jedoch auf meine Antwort zu Ziffer 5. Danach 
müssen die weinrechtlichen Bestimmungen der Gemeinschaft 
in einer Richtlinie festgelegt und erst in nationales Recht 
transponiert werden. 


3, Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Sachverständigen, 
daß durch eine endgültige Annahme der in Brüssel beschlosse- 
nen Regelung dem deutschen Weinbau ohne jede wirtschaftliche 
Notwendigkeit einschneidende Nachteile zugemutet würden und 
einem großen Teil der deutschen Winzer sogar die Existenz- 
grundlage entzogen würde? 


Die Bundesregierung teilt nicht die in der Frage zitierte Auf- 
fassung einiger Sachverständiger, Im einzelnen darf auf die 
Antwort zur Frage 1 Bezug genommen werden. 


4. Ist die Bundesregierung sich bewußt, daß durch ihre Zustim- 
mung zu der Regelung betreffend die Tafelweine auch die für 
später vorgesehenen Bestimmungen für Qualitätsweine bereits 
weitgehend präjudiziert würden? 


Die Auffassung der Bundesregierung, daß die Regelungen für 
Tafelweine und die Regelung für Qualitätsweine bestimmter 
Anbaugebiete für Qualitätsschaumweine und Qualitätsdessert- 
weine zum gleichen Zeitpunkt verabschiedet werden müssen, 
ist durch die genannte Ratsentschließung gedeckt. 
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5. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Weinrechts- 
harmonisierung nicht in einer EWG-Verordnung über die Wein- 
marktordnung, sondern getrennt in einer Richtlinie nach Artikel 
100 des EWG-Vertrages geregelt werden muß? 


Die Bundesregierung teilt diese Auffassung und hat — unter 
Bezugnahme auf ihre Protokollerklärung bei der Verabschie- 
dung der Entschließung am 7. Februar 1970 — im Rat einen 
entsprechenden Antrag gestellt. 


6. Ist die Bundesregierung bereit, 

a) aus rechtlichen und politischen Gründen unter allen Umstän- 
den auf der Regelung der Weinrechtsharmonisierung in einer 
von der Weinmarktordnung getrennten Richtlinie zu be- 
stehen, 

b) bei der weiteren Behandlung der Weinrechtsharmonisierung 
auf einer Regelung zu bestehen, die es ermöglicht, die Be- 
stimmungen des neuen deutschen Weingesetzes für Deutsch- 
land zu erhalten, 

c) ihre endgültige Zustimmung zu weinrechtlichen Regelungen 
der EWG davon abhängig zu machen, daß der Rat nicht nur 
über die Bestimmungen für Tafelweine, sondern gleichzeitig 
über die Regelung für Qualitätsweine beschließt? 

Wie sich aus der Beantwortung der Fragen 1 bis 5 ergibt, wird 

sich die Bundesregierung dafür einsetzen, daß 

a) die weinrechtlichen Fragen in einer Richtlinie nach Artikel 
100 des Vertrages geregelt werden, 

b) die Bestimmungen des neuen deutschen Weingesetzes mög- 
lichst weitgehend erhalten bleiben, 

c) die Regelungen für Tafelweine, für Qualitätsweine bestimm- 
ter Anbaugebiete, für Qualitätsschaumweine und Qualitäts- 
dessertweine zum gleichen Zeitpunkt vom Rat verabschiedet 
werden. 


Josef Ertl 
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